
geplanten Anfahren des Reaktors heim-
liche Schweißarbeiten an einem Schie-
ber durchgeführt worden seien, was der
Kraftwerksbetreiber e.on bestreitet.

Das Kraftwerk ist seit zwei Monaten
wegen einer Revision abgeschaltet. Es
sollte eigentlich gestern wieder hochge-
fahren werden. Wegen der neuerlichen
Vorwürfe hatte Wenzel als oberster Hü-
ter der Atomaufsicht aber am Donners-
tag ein Wiederanfahren des Reaktors
verhindert. Am Freitag begründete er
sein Verhalten, das von der Landtagsop-
position scharf kritisiert wird. Zwar seien
alle Prüfungen zur Sicherheit des Reak-

tors abgeschlossen gewesen und „hätte
ein Wiederanfahren nicht verweigert
werden können“. Aber das am Donners-
tag eingegangene Schreiben des Atom-
kraftgegners „enthielt Vorwürfe zu
sicherheitsrelevanten Vorkommnissen“,
die strafrechtlich relevant sein könnten.

Ob das so ist, prüft die hannoversche
Staatsanwaltschaft, wobei das Ende der
Untersuchung völlig offen ist, wie Ober-
staatsanwalt Thomas Klinge gestern er-
klärte. Der Kernkraftbetreiber e.on si-
cherte zu, alle neuen Fragen des Um-
weltministeriums zu beantworten –
obwohl sie nichts mit den

Sicherheitsanforderungen zu tun hätten.
FDP-Chef Stefan Birkner warf Wenzel
„politische Willkür“ vor. Der Minister
stelle Parteiinteressen über Recht und
Gesetz. CDU-Landtagsfraktionschef
Björn Thümler sagte, es sei fragwürdig,
wie Wenzel ein Genehmigungsverfah-
ren aufgrund eines vagen Hinweises
stoppe – „aus Rücksicht auf Atomkraft-
gegner“. SPD und Grüne applaudierten
Wenzel. „Der Minister hat das einzig
Richtige getan“, meinte Grünen-Frakti-
onschefin Anja Piel. Bei so einer Hochri-
sikotechnologie müsse man genau hin-
schauen, urteilte Marcus Bosse (SPD).

„Alle Karten auf den Tisch“

Hannover. Die Region Hannover sowie
fünf Landkreise aus Niedersachsen, Hes-
sen und Nordrhein-Westfalen wollen er-
reichen, dass der Stromnetzbetreiber
Tennet noch vor der Sommerpause sämt-
liche Alternativrouten für die unter dem
Namen Südlink bekannte Stromauto-
bahn von Nord- nach Süddeutschland
vorlegt. „Wir haben Zweifel, dass die
letztlich ausgewählte Route wirklich un-
ter allen Gesichtspunkten die geeignets-
te ist“, sagt Tjark Bartels (SPD), Landrat
des Kreises Hameln-Pyrmont. Sollte Ten-
net nicht reagieren, werde man auf He-
rausgabe der Unterlagen klagen. Das
Unternehmen weigert sich.

Im Verfahren hatte Tennet mehrere
Korridore geprüft und sich am Ende für
die Route entschieden, die von Norden
kommend an Verden, Walsrode, Burgwe-
del und am östlichen Rand des Stadtge-
bietes von Hannover vorbeiläuft. Dann
knickt sie leicht nach Westen ab und
führt durch das Weserbergland bis zum
Knüllwald im Norden Hessens; von dort
aus geht es weiter nach Bayern. Nur die-
se Variante wird weiter verfolgt. Die ver-
worfenen Alternativen sind in Grundzü-
gen bekannt. Eine westliche wäre über
Bielefeld gelaufen, eine östliche über
Uelzen, Wolfsburg und Sangerhausen am
Ostharz. Beide hätten also weder die Re-
gion Hannover noch die anderen Land-
kreise, die jetzt möglicherweise klagen
wollen, betroffen. Begründet hat Tennet
dies mit Umweltgesichtspunkten und
mathematischen Erwägungen – dies ist
die kürzeste Variante.

Die Region Hannover und die Land-
kreise wollen sich damit nicht abfinden.
„Es gibt keine Details und keine Trans-
parenz. Genau die wird aber von uns ge-
fordert, weil wir Daten über Raumord-

nung, Natur und Umwelt liefern sollen.
Wir sagen: gleiche Regeln für alle“, sagt
Bartels. Der Landrat sorgt sich wie auch
seine hessischen Kollegen, dass die riesi-
gen Masten der Überlandleitung das
Weserbergland verschandeln und damit
Tourismus und Naherholung schaden
könnten. Den grundsätzlichen Bedarf an
der Stromautobahn stellt er jedoch eben-
so wenig infrage wie die Vertreter der
anderen Kommunen.

Rein rechtlich muss Tennet die genau-
en Gründe für die Auswahl der favori-
sierten Trasse erst mit Beginn des formel-
len Antragsverfahrens vorlegen, der ur-
sprünglich für Juni geplant war und nun
nach hinten verlegt wurde. „Vorher wer-
den wir dies nicht tun“, sagt Sprecherin
Ulrike Hörchens. Sie verweist auf die
22 Informationsveranstaltungen für Bür-
ger und Politiker, die der Stromnetzbe-
treiber durchgeführt hat und bei denen
2200 Hinweise und Vorschläge auch zu

Alternativstrecken eingegangen sind.
Man werde sämtliche Vorschläge prüfen
und die Ergebnisse im Sommer auf Bür-
gerveranstaltungen vorstellen. Erst dann
sei die Bürgerbeteiligung abgeschlossen.

Das kommunale Bündnis hat inzwi-
schen die Berliner Anwälte Stefan de
Witt und Peter Durinke eingeschaltet.
„Wenn das offizielle Verfahren beginnt,
haben die Kommunen nur zwei Monate
Zeit für ihre Stellungnahme. Das ist viel
zu kurz“, erläutert de Witt. Andererseits
mag der Anwalt nicht glauben, dass der
Zeitplan zu halten ist, der einen Baube-
ginn im Jahr 2018 für die 600 Kilometer
lange Trasse vorsieht und eine Fertigstel-
lung vier Jahre später. „Im Verfahren
müssen Auswirkungen auf geschützte
Tiere und Pflanzen untersucht werden.
Bei der Streckenlänge müssen sie, allein
um die Daten zu erhalten, sämtliche Kar-
tierungsexperten Europas zusammen-
trommeln“, sagt de Witt.

Region Hannover und fünf Landkreise drohen Südlink-Planern mit Klage

Von Bernd Haase

Das ist erst der Anfang: Käme die Südlink-Trasse teilweise unter die Erde, wären gewaltige Arbeiten nötig – wesentlich umfangreicher
als hier für das Wind-Projekt „BorWin2“ in Ostfriesland. Die neuen Erdkabeltrassen wären bis zu 40 Meter breit.

Die akzeptanz unter den Bürgern wäre
mit Sicherheit größer, wenn die Leitun-
gen als Erdkabel verlegt würden. Dies al-
lerdings ist nach Angaben von Armasa-
ri Soetarto, Sprecherin der für Aufsicht
und Planung zuständigen Bundesnetz-
agentur, in Deutschland für Stromtrassen
dieser Größenordnung noch nie gemacht
worden und vom Gesetzgeber prinzi-
piell nicht vorgesehen. „Es gibt aber für
die Trasse Südlink eine Option, zumindest
Abschnitte unter die Erde zu legen“, er-
klärt sie.
Im Bundesgebiet liegen als sogenann-

te Höchstspannungsleitungen bisher le-
diglich Offshore-Leitungen unter der
Erde, deren Anschlüsse an Land sind, so-

wie eine sieben Kilometer lange Trasse
in Berlin. „Es handelt sich um 380-Kilo-
volt-Leitungen. Südlink hat 500 Kilovolt“,
sagt Soetarto. Für derartige Kaliber kann
man nicht eben einen Graben ausheben,
die Kabel hineinlegen und ihn wieder zu-
schütten. Die Trassenbreite für die Verle-
gung beträgt bis zu 40 Meter. Die Gräben
müssen mindestens zwei Meter tief sein.
Sind die Kabel unter der Erde, kann man
die Flächen wieder landwirtschaftlich nut-
zen oder bepflanzen – allerdings nicht
mit Bäumen, wegen der Wurzeln. Soetar-
to macht darauf aufmerksam, dass auch
für Erdkabel Abstandsregelungen zur Be-
bauung gelten und dass Auswirkungen
wie etwa Strahlenbelastung noch nicht

eingehend untersucht worden sind. „Wir
wissen, dass sich der Boden erwärmt. Da
möchte man nicht drauf sitzen“, erklärt
die Sprecherin.
Für Stromnetzbetreiber wie Tennet sind

es vor allem Kostengründe, die sie vor
der Erdverkabelung zurückschrecken las-
sen. Die Kosten für den Bau von Südlink
als Freileitung werden bisher auf einen
niedrigen einstelligen Milliardenbetrag ta-
xiert, bei unterirdischem Verlauf wären es
bis zu viermal so viel. Das liegt am Bau
selbst, aber auch an der aufwendigeren
Wartung und Reparatur sowie daran, dass
jeweils dort, wo Erdkabel und Freileitun-
gen aufeinandertreffen, Übergabestatio-
nen gebaut werden müssen. se

Die option erdkabel

Demoverbot
für schwule
Polizisten

Nicht mit Uniform zum
Christopher Street Day

Hannover. Zwei niedersächsischen Po-
lizeibeamten, die als Homosexuelle in
Uniform am Christopher Street Day in
Berlin teilnehmen wollen, ist mit dienst-
rechtlichen Konsequenzen gedroht wor-
den.

Dabei sind Hauptkommissarin Danie-
la Rettig (38) aus Braunschweig und
Kommissar Cey Oguz (28) aus Nienburg
nach eigenem Verständnis in offizieller
Mission unterwegs. Gemeinsam mit 200
Polizisten aus ganz Europa nehmen sie
an der Jahrestagung der European Gay
Police Association (EGPA, Europäische
Vereinigung homosexueller Polizisten) in
der Hauptstadt teil. Ein dienstlicher Ter-
min. Berlins Regierender Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) ist Schirmherr,
Bundesinnenminister Thomas de Mai-
zière (CDU) hat ein Grußwort übermit-
telt. Die Teilnahme an der Christopher
Street Day Parade ist im Kongresspro-
gramm enthalten. Die beiden Beamten
wollen, wie andere Polizisten auch, in
voller Uniform und mit Mütze an der
jährlich stattfindenden Parade der Homo-
sexuellen teilnehmen, um ein Zeichen
gegen Diskriminierung zu setzen. Von
ihren Polizeidirektionen bekamen sie
aber eindeutige Anweisungen: keine
Teilnahme in Uniform, sonst drohen per-
sonalrechtliche Konsequenzen. Der
Christopher Street Day sei eine politische
Demonstration, die Teilnahmewiderspre-
che der Neutralitätspflicht für Beamte,
erläutert ein Sprecher des niedersächsi-
schen Innenministers Boris Pistorius
(SPD). Das Tragen der Uniform sei nur
auf „geeigneten Anlässen“ zu Repräsen-
tationsgründen erlaubt, ein dienstliches
Interesse hier nicht ersichtlich.

Von Jan sternBerg

Minister will schnell über Grohnde entscheiden

Hannover. Landesumweltminister Ste-
fan Wenzel (Grüne) will möglicherweise
schon bald entscheiden, ob das Atom-
kraftwerk Grohnde wieder ans Netz ge-
hen kann. Wenzel erklärte, dass sein
Ministerium unabhängig von möglichen
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft
über das Wiederanfahren des Reaktors
befinden werde. Der Umweltminister
hatte am Donnerstag die Staatsanwalt-
schaft eingeschaltet, weil ein Atomkraft-
gegner aus Nordrhein-Westfalen be-
hauptet hatte, dass unmittelbar vor dem

CDU und FDP werfen dem Grünen-Politiker Wenzel vor, das Atomkraftwerk aus Parteiinteressen zu blockieren

Von MicHael B. Berger

90 Bands,
60 000 Besucher,

500 Duschen
ScHeeSSel. Echte Rockfans stehen auf
extreme Wetterbedingungen. Viele der
60000 Besucher sind mit der Erinnerung
an sintflutartige Regenfälle und ver-
schlammte Parkplätze zum 18. Hurri-
cane-Festival nach Scheeßel (Landkreis
Rotenburg) gekommen. Am Freitagnach-
mittag wurden sie jedoch von Windböen
empfangen – für viele eine Enttäuschung.
„Entweder es regnet ordentlich, oder die
Sonne muss brüten. Das macht doch ein
Festival erst aus“, sagte der 23-Jährige
Jan aus Castrop-Rauxel. Trotzdem fieber-
ten er und zahlreiche Fans bereits dem
Höhepunkt des ersten Tages entgegen:
Einem Auftritt der kanadischen Indiefor-
mation Arcade Fire. Rund 90 Gruppen
aus den Rock, Pop und Electro werden
bis Sonntagabend folgen. Neben Arcade
Fire sind Seeed, Volbeat sowie Mackle-
more&Ryan Lewis die Headliner.

Mehr als tausend Helfer waren über
eine Woche lang damit beschäftigt, vier
Bühnen und zahlreiche Zelte für Presse,
Catering und VIP-Gäste aufzubauen.
„Hier steckt schon sehr viel Arbeit drin.
Aber wir machen das ja nicht zum ersten
Mal“, sagte Festival-Sprecherin Katja
Wittenstein. Damit sich die Musikfans
fast wie zu Hause fühlen, wurde neben
fast 2000 Toiletten und über 500 Duschen
erstmals auch ein mobiler Supermarkt
aufgestellt. „Da gibt es fast alles, was es
auch im normalen Supermarkt gibt. Aber
den größten Anteil machen natürlich Bier
und Grillkohle aus“, sagte Wittenstein.

Niedersachsen genehmigt 111 neue Ganztagsschulen
Ministerin Heiligenstadt sieht das Land jetzt bei Nachmittagsangeboten in der „ersten Liga“

Hannover. Niedersachsen baut das
Ganztagsangebot für Schüler deutlich
aus: Das Kultusministerium genehmigte
Anträge von 111 weiteren Einrichtun-
gen. Damit bieten ab dem nächsten
Schuljahr knapp 1700 der rund 3000
Schulen im Land auch nachmittags Un-
terricht an. Das entspricht einem Anteil
von 60 Prozent.

„Damit rückt Niedersachsen im Bun-
desvergleich in die erste Liga auf, zu-

sammen mit den ostdeutschen Ländern
und Berlin“, sagte Kultusministerin
Frauke Heiligenstadt (SPD) am Freitag
in Hannover. Sie sprach von einem „Pa-
radigmenwechsel“: Die Ganztagsschu-
len sind künftig deutlich besser ausge-
stattet. „Das sind keine Halbtagsschulen
mehr mit Nachmittagsbetreuung, das
sind Ganztagsschulen, die den Namen
auch verdienen“, betonte Heiligenstadt.
Durch die dreifach bessere Ausstattung
könnten Lehrer auch am Nachmittag
eingesetzt werden, beispielsweise zur

Hausaufgabenbetreuung und für För-
derstunden. Eltern könnten so Beruf und
Familie besser vereinbaren. 70 Prozent
der Eltern wünschten sich schließlich
Ganztagsschulen.

Der Ganztagszuschlag des Landes
berechnet sich künftig nicht mehr pro
Klasse, sondern nach den Schülern und
der Anzahl der Tage mit Nachmittagsan-
gebot. Dabei sei es egal, ob die Schulen
freiwillige oder verpflichtende Ganz-
tagsangebote machten. „Die Organisati-
onsform entscheidet nicht mehr über die

Ausstattung“, sagte die Ministerin. Sie
ließ erstmals gebundene Ganztagsschu-
len zu, an denen die Kinder auch nach-
mittags zur Schule gehen müssen. Unter
der schwarz-gelben Landesregierung
waren aus Kostengründen gar keine ver-
pflichtenden Ganztagsschulen geneh-
migt worden.

Unter den 111 neu genehmigten
Schulen sind 71 Grundschulen, die meis-
ten davon im Raum Osnabrück. Die Re-
gion Hannover sei hier schon gut aufge-
stellt, sagte Heiligenstadt. Außerdem ge-

hören 20 Oberschulen dazu, zehn
integrierte Gesamtschulen, sieben Gym-
nasien und drei Realschulen. Insgesamt
lässt sich das Land im laufenden Jahr
das Ganztagsschulangebot rund 23 Mil-
lionen Euro kosten.

Während SPD und Grüne den Ganz-
tagsausbau lobten, kritisierten CDU und
FDP, dass der entsprechende Erlass im-
mer noch nicht verabschiedet sei. Zu-
dem sei unklar, wie die Kooperation mit
Vereinen und Verbänden künftig laufen
soll, bemängelte Kai Seefried (CDU).

Aus dem NordeN

Drohne landet auf
der autobahn
BraunScHweig. Eine notgelande-
te Drohne haben Arbeiter beim Mähen
auf dem Mittelstreifen der Autobahn bei
Braunschweig entdeckt. Das mit einer
Filmkamera ausgestattete Fluggerät sei
wahrscheinlich sanft zu Boden gegangen,
als es den Bereich der Fernsteuerung ver-
lassen habe, teilte die Polizei am Freitag
mit. Durch Auswertung von Bildern der Ka-
mera hat die Polizei einen 30 Jahre alten
Mann aus der näheren Umgebung der Au-
tobahn als Besitzer ausgemacht. Die kurio-
se Entdeckung werde als Fundsache be-
handelt. Da es zu keinem Unfall kam, hat
der Drohnenbesitzer keinen Ärger zu er-
warten. Der Einsatz von Hobbydrohnen sei
abseits von Flughäfen luftrechtlich erlaubt,
erklärte die Polizei.

Mofa auf
Tempo 90 getunt
ScHneDingHauSen. Ein Jugendlicher
aus dem Landkreis Northeim hat sein Mofa
gut dreieinhalb Mal schneller gemacht als
erlaubt. Statt mit den genehmigten 25
Stundenkilometern war der 15-Jährige auf
einer Kreisstraße bei Schnedinghausen mit
Tempo 90 unterwegs. Nach der Kontrol-
le zogen die Beamten das Fahrzeug aus
dem Verkehr und stellten es sicher. Gegen
den Jugendlichen leiteten sie wegen der
technischen Manipulation seines Mofas ein
Strafverfahren ein.

angler findet
Tresor im Kanal
wolfSBurg. Angler ziehen nicht nur Fi-
sche aus dem Wasser: In Wolfsburg hat ein
Hobbyfischer einen Tresor im Mittelland-
kanal entdeckt. Wie die Polizei am Frei-
tag mitteilte, stammt der 120 Kilogramm
schwere Geldschrank vermutlich von ei-
nem Einbruch. „Da war nur noch eine leere
Geldkassette drin“, sagte ein Polizeispre-
cher. Die Beamten versuchen nun, den Be-
sitzer des Tresors zu finden.

Schlag gegen
Betrüger bei

Onlinebanking
Bande erbeutete mindestens

1,3 Millionen Euro

oSnaBrücK. Erfolg im Kampf gegen
betrügerische Angriffe auf das Online-
banking: Die Staatsanwaltschaft Osna-
brück und die Polizei Cloppenburg ha-
ben eine internationale Phishing-Bande
auffliegen lassen. Gegen acht Banden-
mitglieder ergingen Haftbefehle, wie die
Behörden am Freitag mitteilten. Der von
den Betrügern angerichtete Schaden be-
trage mindestens 1,3 Millionen Euro. Die
Opfer erlitten den Angaben zufolge teils
schwere Verluste – es seien große Teile
ihrer Ersparnisse erbeutet worden.

Schon im Dezember 2013 hat es in
13 Fällen Haus- und Wohnungsdurchsu-
chungen bei mutmaßlichen Tätern ge-
geben. Nach Angaben der Ermittler gin-
gen die Täter hochprofessionell und
straff organisiert vor. Hacker spähten zu-
nächst die Kontozugangsdaten poten-
zieller Opfer aus, die Onlinebanking
nutzten. Gezielt suchten die Betrüger
Bankkunden aus, die das sogenannte
mTAN-Verfahren anwandten, bei dem
eine Transaktionsnummer für eine Über-
weisung an das Mobiltelefon gesendet
wird. Auch ging es vor allem um Kun-
den mit einem Guthaben von mindes-
tens 50000 Euro. Die mutmaßlichen Tä-
ter kauften die erbeuteten Daten dann
von den Hackern und setzten sie für be-
trügerische Überweisungen auf Konten
von Geldwäschern ein.

Von sasKia dÖHner
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Das Scheeßel-Gefühl: Fans feiern die Er-
öffnung des Hurricane-Festivals. Foto: dpa

CDU: „Parlament
wird als Störenfried

empfunden“
Hannover. Die niedersächsische CDU
hält der rot-grünen Landesregierung in
der Edathy-Affäre und ähnlichen Fällen
mangelnde Informationspolitik vor und
will das Thema im Landtag thematisie-
ren. „Das Parlament wird als Störenfried
empfunden“, sagte am Freitag CDU-
Fraktionschef Björn Thümler in Hanno-
ver. Als jüngstes Beispiel nannte er
Antworten des Justizministeriums auf
Fragen zu den Ermittlungen gegen den
früheren Bundestagsabgeordneten Se-
bastian Edathy. „Darin wird nur das ein-
geräumt, was man glaubt, einzuräumen
müssen“, kritisierte auch der Parlamen-
tarische CDU-Geschäftsführer Jens Na-
cke. Ein Sprecher des Justizministeriums
sagte dazu: „190 Fragen sind vollständig
beantwortet worden.“ Er bestätigte zu-
gleich, dass dem Ministerium eine Ver-
fassungsbeschwerde des mit Kinderpor-
nografie-Vorwürfen konfrontierten ehe-
maligen SPD-Abgeordneten Edathy vor-
liege. Das Bundesverfassungsgericht
hatte die am 2. Mai eingegangene Be-
schwerde dem Ministerium sowie dem
Generalbundesanwalt beim Bundesge-
richtshof zur Stellungnahme zugeleitet.
Gegen Edathy wird wegen Verdachts
auf Erwerb und Besitz von Kinderporno-
grafie ermittelt.
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600 Kilometer lang: Die geplante Strom-
autobahn nach Süddeutschland.
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